Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 3323 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Sozialpolitik 
(20. Ausschuß) 

über den von den Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP ein- 
gebrachten Entwurf eines Sechsten Gesetzes zur Änderung des 
Selbstverwaltungsgesetzes 

— Drucksache IV/2784 — 


A. Bericht des Abgeordneten Killat 


Der mit interfraktionellem Antrag vom 1. Dezem- ; 
her 1964 eingebrachte Entwurf eines Sechsten Goset- | 
zes zur Änderung des Selbstverwaltungsgesetzes | 
— ■ Drucksache IV/2784 — wurde am 9. Dezember i 
1964 in erster Lesung dem Ausschuß für Sozialpolitik 
(federführend) und dem Rechtsaiisschuß (zur Mit- 
beratung) überwiesen. Der Rechtsausschuß beriet 
den Entv/urf am 1. April 1965 und übermittelte mit 
Schreiben vom selben Tage seine Stellungnahme 
dem Ausschuß für Sozialpolitik. Dieser hat den Ent- 
wurf am 8. April beraten. — 

Die Amtsdauer der gewählten Organmitglieder, 
VersichertenältesLen und Vertrauensmänner der So- i 
zialversicherungsträger regelt § 2 Abs. 11 des Selbst- i 
verwaltungsgesetzes; sie beträgt vier Jahre. Durch 
das Dritte Gesetz zur Änderung des Selbstverwal- 
tungsgesetzes vom 15. November 1956 (Bundesge- 
setzbl. I S. 863) ist sie — für die in der ersten Wahl 
nach Inkrafttreten des Selbstverwaltungsgesetzes 
Gewählten — schon einmal verlängert worden. 

Nach § 2 Abs. 11 Satz 1 und 2 des Selbstverwal- 
tungsgesetzes in seiner derzeitigen Fassung endete 
die Amtsdauer der gegenwärtig im Amt befind- 
lichen, im Frühjahr 1962 gewählten Organmitglieder, 
Versichertenältesten und Vertrauensmänner bereits 
am 30. Juni 1966; nach der in Artikel 1 des Entwurfs 
vorgesehenen Fassung der genannten Vorschriften 
soll sie erst am 30. September 1968 enden, im übri- 
gen aber der Vierjahres-Turnus beibehalten werden. 

Dem Entwurf liegt die Auffassung zugrunde, daß 
es sich angesichts des Verlaufs der Sozialversiche- 
rungswahlen des Jahres 1962 nicht vertreten lasse, | 
die nächsten Sozialversicherungswahlen noch auf | 
Grund der bisherigen Vorschriften durchzuführen. Er | 


geht im Einklang mit der Ansicht der beteiligten 
Arbeitnehmer- und Arbeitgeberorganisationen da- 
von aus, daß ein ausgereifter Gesetzentwurf mit den 
für erforderlich gehaltenen Änderungen des Selbst- 
verwaltungsgesetzes ungeachtet der schon geleiste- 
ten Vorarbeiten nicht vor Frühjahr 1966 eingebracht 
werden kann und kaum vor Ablauf eines Jahres 
verabschiedet werden wird. Daraus erklärt sich im 
wesentlichen schon die Dauer der Verlängerung. 
Unabhängig davon soll die Amtsdauer jeweils am 
30. September statt am 30. Juni enden. Das hat sei- 
nen Grund darin, daß die Wahlen, gerechnet von 
den ersten Vorbereitungen der Versicherungsträger 
an bis zur Feststellung des endgültigen Wahlergeb- 
nisses, sich künftig über einen längeren Zeitraum 
erstrecken müssen als bisher. Nur auf diese Weise 
ist es möglich, den berechtigten Wünschen der an 
der Durchführung der Wahlen Beteiligten nach län- 
geren Fristen für die einzelnen Vorbereitungshand- 
lungen (z. B. Einreichung der Vorschlagslisten, Aus- 
stellung der Wahlausweise) zu entsprechen und noch 
während des Wahlverfahrens einen Rechtsbehelf 
gegen die Entscheidung der Wahlausschüsse über 
die Zulassung der Vorschlagslisten zu gewähren. 

Der mitberatende Rechtsausschuß hat insbeson- 
dere die Frage geprüft, inwieweit die Verlängerung 
einer laufenden Wahlperiode von Gremien der So- 
zialversicherungsträger verfassungsrechtlich zulässig 
ist. Er hat verfassungsrechtliche Bedenken nicht er- 
hoben, will jedoch die im Entwurf vorgesehene Ver- 
längerung als einen einmaligen Ausnahmefall und 
nicht als Präzedenzfall gewertet wissen. 

In Übereinstimmung mit dem Rechtsausschuß hält 
der Ausschuß für Sozialpolitik es für erforderlich, 
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daß die Wahlvorschriften des Selbstverwaltungs- 
gesetzes überprüft werden mit dem Ziele, das Wahl- 
verfahren neu zu regeln, und sieht die im Entwurf 
zu diesem Zwecke vorgesehene einmalige Verlän- 
gerung der Amtsdauer dem Grunde wie dem Aus- 
maß nach für geboten an. 

Der Ausschuß für Sozialpolitik ist der Meinung, 
daß sich Schwierigkeiten aus der Verlängerung der 


Amtsdauer nicht ergeben können. Soweit bei den 
Versicherungsträgern die Vertreter der einzelnen 
Gruppen (Arbeitnehmer — Arbeitgeber — Selb- 
ständige ohne fremde Arbeitskräfte) während ihrer 
Amtsdauer abwechselnd den Vorsitz in den Organen 
und ihren Ausschüssen führen (§ 5 Abs. 2 Satz 4 des 
Selbstverwaltungsgesetzes), dürfte während der ver- 
längerten Amtsdauer sinngemäß zu verfahren sein. 


Bonn, den 26. April 1965 


Killat 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/2784 — un- 
verändert anzunehmen. 


Bonn, den 26. April 1965 


Der Ausschuß für Sozialpolitik 


Dr. Schellenberg 

Vorsitzender 


Killat 

Berichterstatter 



